
Geschäftsführung  
Ausschuss Schule und Weiterbildung 

Herr Klais 

Telefon:  (0221) 25759 
Fax:  (0221)  

E-Mail:  bruno.klais@stadt-koeln.de 

Datum: 01.09.2016 

Beschlussprotokoll 

über die Sitzung des Ausschusses Schule und Weiterbildung in der Wahlperiode 
2014/2020 am Montag, dem 29.08.2016, 16:00 Uhr bis 19:40 Uhr, Theo-Burauen-Saal 
(Raum-Nr. B 121) 

I. Öffentlicher Teil 

2 Anträge gemäß § 3 und 5 der Geschäftsordnung des Rates und der Be-
zirksvertretungen 

2.1 Schulstandort Deutzer Feld verwirklichen – Verhandlungen aufnehmen - 
Planungsrecht anpassen! 
AN/1082/2016 

Geänderter Beschluss: 

1. Der Ausschuss für Schule und Weiterbildung unterstützt den einstimmigen Be-
schluss der Bezirksvertretung Kalk vom 29.10.2015, demgemäß die Verwaltung 
beauftragt worden ist, Verhandlungen mit dem Bau- und Liegenschaftsbetrieb NRW 
(BLB) aufzunehmen, um das landeseigene Grundstück Gummersbacher Stra-
ße/Walter-Pauli-Ring gegenüber dem Polizeipräsidium in Köln-Kalk zu erwerben 
und eine zweite Gesamtschule im Stadtbezirk Kalk zu schaffen. 

2. Der Ausschuss für Schule und Weiterbildung bittet das Land NRW und den BLB 
daher, mit der Stadtverwaltung aktiv in die Verhandlungen über den Verkauf des 
unter 1. benannten Grundstücks einzutreten. Ziel der Verhandlungen ist, dieses auf 
der Grundlage des § 15 Abs. 3 Nr. 1 Buchst. a) Haushaltgesetz NRW 2016 zur 
Verwirklichung des kommunalen Zwecks „Schulbau“ an die Stadt Köln zu veräu-
ßern, d.h. direkt und ohne öffentliches Ausschreibungsverfahren auf der Grundlage 
einer gutachterlichen Wertermittlung. 

Abstimmungsergebnis: 

Einstimmig zugestimmt. 
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4 Vorlagen der Verwaltung 

4.1 Bestellung des 1. stellvertretenden Schriftführers 
2223/2016 

Beschluss: 

Der Ausschuss für Schule und Weiterbildung bestellt für seine Sitzungen mit Wirkung 
vom 29.08.2016 für die restliche Zeit der Wahlperiode des Rates (2014 bis 2020) 
Herrn Bruno Klais zum ersten stellvertretenden Schriftführer. 

Abstimmungsergebnis: 

Einstimmig zugestimmt. 

4.2 Errichtung von Erweiterungsbauten für das Elisabeth-von-Thüringen 
und das Schiller-Gymnasium, Nikolausstr.55, in Köln-Sülz  
Baubeschluss 
1888/2016 

Beschluss: 
Der Ausschuss Schule und Weiterbildung empfiehlt dem Rat der Stadt Köln, wie folgt 
zu beschließen:  
"Der Rat beschließt die Errichtung von zwei Erweiterungsbauten für das Elisabeth-
von-Thüringen- und das Schiller-Gymnasium, Nikolausstr. 55 in Köln Sülz, genehmigt 
den Entwurf und die Kostenberechnung nach EnEV 2014 mit Gesamtkosten in Höhe 
von brutto rd. 18,25 Mio. € (16.421.000 € Baukosten plus 166.700 € für die Großkü-
che; 1,237 Mio. € Einrichtungskosten, 200.100 € Abrisskosten und 230.000 € für Aus-
lagerung Klassen/WC-Container) und beauftragt die Verwaltung mit der Submission 
und Baudurchführung. 

Zudem genehmigt der Rat einen Risikozuschlag in Höhe von 7% (= 1.132.200 €). 
Durch den Baubeschluss wird jedoch lediglich das Maßnahmenbudget ohne Risikozu-
schlag als Vergabevolumen freigegeben. Die Verwaltung darf über den Risikozu-
schlag nicht unmittelbar, sondern nur bei Risikoeintritt und nach entsprechender Mit-
teilung im Betriebsausschuss Gebäudewirtschaft verfügen. 

Die Finanzierung der Baumaßnahme erfolgt im Rahmen des Wirtschaftsplanes der 
Gebäudewirtschaft der Stadt Köln. Der aus dem städtischen Haushalt zusätzlich zum 
bestehenden Gebäudebestand zu finanzierende Flächenverrechnungspreis (ehemals 
Miete Gebäudewirtschaft) inklusive Nebenkosten und Reinigung in Höhe von voraus-
sichtlich jährlich rd. 106.000 € (454.700 € Einsparung Flächenwegfall, FVP gesamt 
560.700 €) ist ab 2019  im Teilergebnisplan 0301, Schulträgeraufgaben, Teilplanzeile 
16, sonstiger ordentlicher Aufwand zu veranschlagen. 

Die Finanzierung der Einrichtungskosten und der Großküche erfolgt zum Haushalts-
jahr 2019 aus zu veranschlagenden Mitteln aus dem Teilfinanzplan 0301, Schulträ-
geraufgaben, Zeile 9, Auszahlung für Erwerb von beweglichem Anlagevermögen.“ 
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Abstimmungsergebnis: 

Einstimmig zugestimmt. 

4.3 Rahmenvertrag Nr. 2, Prüfung von Fachräumen in Kölner Schulen  
inklusive Instandsetzung der Anlagen 
1858/2016 

Beschluss: 
Die Verwaltung wird ermächtigt, zum Zweck des Abschlusses eines Rahmenvertrages 
zur Prüfung von Fachräumen in Kölner Schulen das Vergabeverfahren durchzuführen.  

Der Ausschuss für Schule und Weiterbildung verzichtet auf die Erteilung eines Verga-
bevorbehaltes.  

Abstimmungsergebnis: 

Einstimmig zugestimmt. 

4.4 Zügigkeitserweiterung des Schillergymnasiums Nikolausstraße 55 in 
Köln-Sülz zum Schuljahr 2017/18 nach § 81 Absatz 2 Schulgesetz  
Nordrhein-Westfalen 
2344/2016 

Beschluss: 
Der Ausschuss für Schule und Weiterbildung empfiehlt dem Rat der Stadt Köln, wie 
folgt zu beschließen: 

1. „Der Rat beschließt gemäß § 81 Abs. 2 Schulgesetz NRW eine Zügigkeitserweite-

rung des Schillergymnasiums Nikolausstraße 55 in 50939 Köln-Sülz von 3 Zügen 

auf 4 Züge in der Sekundarstufe I und von 5 Zügen auf 6 Züge in der Sekundarstu-

fe II zum Schuljahr 2017/18. 

2. Der Rat beschließt gleichzeitig die schulrechtliche Bildung eines Teilstandortes 

gem. § 81 Abs. 2 Schulgesetz NRW am Standort Lotharstraße 14 – 18, 50939 

Köln-Sülz. Bis zur Fertigstellung des vorgesehenen Erweiterungsbaus des Schiller-

gymnasiums können Unterrichtsräume in vorhandenen Fertigbaueinheiten sowie 

räumliche Kapazitäten des „alten“ Schulstandortes Lotharstraße genutzt werden. 

Die räumlich-gebäudlichen Voraussetzungen der Zügigkeitserweiterung können 

damit erfüllt werden. 

3. Der Rat beauftragt die Verwaltung, bei der Bezirksregierung Köln umgehend nach 

Beschlussfassung einen Antrag gemäß § 81 Abs. 3 Schulgesetz Nordrhein-

Westfalen zur Genehmigung der beiden Beschlüsse zu stellen.  

4. Die sofortige Vollziehung der beiden Beschlüsse wird gemäß § 80 Abs. 2 Ziffer 4 

Verwaltungsgerichtsordnung angeordnet.“ 

Abstimmungsergebnis: 

Einstimmig zugestimmt. 
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4.5 Zügigkeitserweiterung des Heinrich-Heine-Gymnasiums  
Hardtgenbuscher Kirchweg 100 in Köln-Ostheim zum Schuljahr 2017/18 
nach § 81 Absatz 2 Schulgesetz Nordrhein-Westfalen unter Weiternut-
zung vorhandener Fertigbaueinheiten 
2345/2016 

Beschluss: 
Der Ausschuss Schule und Weiterbildung empfiehlt dem Rat der Stadt Köln, wie folgt 
zu beschließen:  

1. „Der Rat beschließt gemäß § 81 Abs. 2 Schulgesetz NRW die Zügigkeitserweite-

rung des Heinrich-Heine-Gymnasiums Hardtgenbuscher Kirchweg 100 in 51107 

Köln-Ostheim von 3 Zügen auf 4 Züge in der Sekundarstufe I und von 5 Zügen auf 

6 Züge in der Sekundarstufe II zum Schuljahr 2017/18. Die Zügigkeitserweiterung 

erfolgt unter Nutzung vorhandener 2 Fertigbaueinheiten, die im Zuge des Ausbaus 

des Heinrich-Heine-Gymnasiums im Rahmen der Ganztagsoffensive errichtet wor-

den sind und – nachdem die Erweiterung nunmehr abgeschlossen werden konnte – 

nach wie vor zur Verfügung stehen. Ergänzend hierzu werden weitere Unterrichts-

räume in Fertigbauweise errichtet. Die räumlich-gebäudlichen Voraussetzungen der 

Zügigkeitserweiterung können damit erfüllt werden. 

2. Der Rat beauftragt die Verwaltung, bei der Bezirksregierung Köln umgehend nach 

Beschlussfassung einen Antrag gemäß § 81 Abs. 3 Schulgesetz Nordrhein-

Westfalen zur Genehmigung des Beschlusses zu stellen.  

3. Die sofortige Vollziehung des Beschlusses wird gemäß § 80 Abs. 2 Ziffer 4 Verwal-

tungsgerichtsordnung angeordnet.“ 

Abstimmungsergebnis: 

Einstimmig zugestimmt. 

4.6 Änderung der Zügigkeit an städtischen Grundschulen gem. § 81 Abs. 2 
Schulgesetz NRW 
2142/2016 

Beschluss: 
Der Ausschuss Schule und Weiterbildung empfiehlt dem Rat der Stadt Köln, wie folgt 
zu beschließen:  

1) „Der Rat der Stadt Köln beschließt, die Zügigkeit an städtischen Grundschulen in  

städtischer Trägerschaft zu bestätigen (vgl. Ratsbeschluss KSD 0369/007) und für die fol-

genden Grundschulen ab Schuljahr 2017/18 und 2018/19 wie folgt zu ändern: 

 

Zum Schuljahr 2017/18: 

 GGS Loreleystraße Neustadt/Süd, Änderung der Zügigkeit von 1.5 auf 2 Züge 

 GGS Balthasarstraße, Neustadt/Nord Änderung der Zügigkeit von 2,5 auf 3 Züge 

 Ketteler-Schule, GGS Ketteler Straße, Meschenich, mit Teilstandort in  

Immendorf, Änderung der Zügigkeit von 5,5 auf 5 Züge 

 GGS Bachemer Straße Lindenthal, Änderung der Zügigkeit von 2,5 auf 2  

Züge 
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 Olympiaschule, GGS Neue Sandkaul, Widdersdorf, Änderung der Zügigkeit von 

2 auf 5 Züge 

 Pater-Delp-Schule, KGS Im Kamp, Widdersdorf, Änderung der Zügigkeit von 2 

auf 3 Züge 

 KGS Everhardstraße, Ehrenfeld, Änderung der Zügigkeit von 2,5 auf 2 Züge 

 GGS Nibelungenstraße, Mauenheim, Änderung der Zügigkeit von 2,5 auf 3 Züge 

 KGS Kupfergasse, Urbach, Änderung der Zügigkeit von 4 auf 5 Züge 

 KGS Langemass, Mülheim, Änderung der Zügigkeit von 4 auf 3 Züge 

 KGS Friedlandstraße, Holweide, Änderung der Zügigkeit von 2,5 auf 2 Züge 

 Regenbogenschule, GGS Dellbrücker Hauptstraße, Dellbrück von 3,5 auf 4 Züge 

 KGS Thurner Straße, Dellbrück, Änderung der Zügigkeit von 4,5 auf 4 Zug  

 

zum Schuljahr 2018/19: 

 Freinet-Schule, GGS Dagobertstraße, Altstadt/Nord, Änderung der Zügigkeit von 

1,5 auf 2 Züge  

 KGS Fußfallstraße, Merheim, Änderung der Zügigkeit von 4 auf 5 Züge 

2) Der Rat beauftragt die Verwaltung, bei der Bezirksregierung Köln umgehend nach 

Beschlussfassung einen Antrag gemäß § 81 Abs. 3 Schulgesetz  

Nordrhein-Westfalen zur Genehmigung des Beschlusses zu stellen.  

3) Der Rat der Stadt Köln beauftragt die Verwaltung, bei der Ausführung des Be-

schlusses die sofortige Vollziehung gem. § 80 Abs. 2 Ziff. 4 VwGO (besonderes  

öffentliches Interesse) anzuordnen.“ 

Abstimmungsergebnis: 

Einstimmig zugestimmt. 

4.7 Zügigkeitserweiterung der Europaschule Köln, Gesamtschule  
Raderthalgürtel 3 in Köln-Raderthal/ Zollstock zum Schuljahr 2017/18 
nach § 81 Absatz 2 Schulgesetz Nordrhein-Westfalen 
2338/2016 

Beschluss: 

Der Ausschuss Schule und Weiterbildung empfiehlt dem Rat der Stadt Köln, wie folgt 

zu beschließen:  

1. „Der Rat beschließt gemäß § 81 Abs. 2 Schulgesetz NRW die Zügigkeitserweite-

rung der Europaschule Köln, Gesamtschule Raderthalgürtel 3 in 50968 Köln-

Raderthal/ Zollstock von 5 Zügen auf 6 Züge in der Sekundarstufe I und von 5 Zü-

gen auf 6 Züge in der Sekundarstufe II zum Schuljahr 2017/18. Zur Zeit ist eine 

Generalinstandsetzung des kompletten Schulkomplexes in Planung. Während der 

Umsetzung der Generalinstandsetzung werden die Räume für die vorgesehene 

Zügigkeitserhöhung im Rahmen einer Komplettauslagerung berücksichtigt. 

2. Der Rat beauftragt die Verwaltung, bei der Bezirksregierung Köln umgehend nach 

Beschlussfassung einen Antrag gemäß § 81 Abs. 3 Schulgesetz Nordrhein-

Westfalen zur Genehmigung des Beschlusses zu stellen.  
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3. Die sofortige Vollziehung des Beschlusses wird gemäß § 80 Abs. 2 Ziffer 4 Verwal-

tungsgerichtsordnung angeordnet.“Der Rat beschließt gemäß § 81 Abs. 2 Schulge-

setz NRW die Zügigkeitserweiterung der Europaschule Köln, Gesamtschule 

Raderthalgürtel 3 in 50968 Köln-Raderthal/ Zollstock von 5 Zügen auf 6 Züge in der 

Sekundarstufe I und von 5 Zügen auf 6 Züge in der Sekundarstufe II zum Schuljahr 

2017/18. Zur Zeit ist eine Generalinstandsetzung des kompletten Schulkomplexes 

in Planung. Während der Umsetzung der Generalinstandsetzung werden die Räu-

me für die vorgesehene Zügigkeitserhöhung im Rahmen einer Komplettauslage-

rung berücksichtigt. 

4. Der Rat beauftragt die Verwaltung, bei der Bezirksregierung Köln umgehend nach 

Beschlussfassung einen Antrag gemäß § 81 Abs. 3 Schulgesetz Nordrhein-

Westfalen zur Genehmigung des Beschlusses zu stellen.  

5. Die sofortige Vollziehung des Beschlusses wird gemäß § 80 Abs. 2 Ziffer 4 Verwal-

tungsgerichtsordnung angeordnet.“ 

Abstimmungsergebnis: 

Einstimmig zugestimmt. 

4.8 Zügigkeitserweiterung des Hildegard-von-Bingen Gymnasiums Leyberg-
straße 1 in Köln-Klettenberg zum Schuljahr 2017/18 nach § 81 Absatz 2 
Schulgesetz Nordrhein-Westfalen 
2343/2016 

Beschluss: 
Der Ausschuss Schule und Weiterbildung empfiehlt dem Rat der Stadt Köln, wie folgt 
zu beschließen:  

1. „Der Rat beschließt gemäß § 81 Abs. 2 Schulgesetz NRW die Zügigkeitserweite-

rung des Hildegard-von-Bingen-Gymnasiums Leybergstraße 1 in 50939 Köln-

Klettenberg von 3 Zügen auf 4 Züge in der Sekundarstufe I und von 5 Zügen auf 6 

Züge in der Sekundarstufe II zum Schuljahr 2017/18. Bis zur Fertigstellung des 

vorgesehenen Erweiterungsbaus des Hildegard-von-Bingen-Gymnasiums können 

Unterrichtsräume in vorhandenen Fertigbaueinheiten genutzt werden. Die räumlich-

gebäudlichen Voraussetzungen der Zügigkeitserweiterung können damit erfüllt 

werden. 

2. Der Rat beauftragt die Verwaltung, bei der Bezirksregierung Köln umgehend nach 

Beschlussfassung einen Antrag gemäß § 81 Abs. 3 Schulgesetz Nordrhein-

Westfalen zur Genehmigung des Beschlusses zu stellen.  

6. Die sofortige Vollziehung des Beschlusses wird gemäß § 80 Abs. 2 Ziffer 4 Verwal-

tungsgerichtsordnung angeordnet.“ 

Abstimmungsergebnis: 

Einstimmig zugestimmt. 
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4.9 Zügigkeitserweiterung des Gymnasiums Köln-Pesch Schulstraße 18 zum 
Schuljahr 2017/18 nach § 81 Absatz 2 Schulgesetz Nordrhein-Westfalen 
2346/2016 

Beschluss: 
Der Ausschuss Schule und Weiterbildung empfiehlt dem Rat der Stadt Köln, wie folgt 
zu beschließen:  

1. „Der Rat beschließt gemäß § 81 Absatz 2 Schulgesetz NRW die Zügigkeitserweite-

rung des Gymnasiums Köln-Pesch Schulstr. 18 in 50767 Köln-Pesch von 3 Zügen 

auf 4 Züge in der Sekundarstufe I und von 5 Zügen auf 6 Züge in der Sekundarstu-

fe II zum Schuljahr 2017/18. Es werden Raumreserven im Bestand genutzt. Die 

räumlich-gebäudlichen Voraussetzungen der Zügigkeitserweiterung können erfüllt 

werden. 

2. Der Rat beauftragt die Verwaltung, bei der Bezirksregierung Köln umgehend nach 

Beschlussfassung einen Antrag gemäß § 81 Abs. 3 Schulgesetz Nordrhein-

Westfalen zur Genehmigung des Beschlusses zu stellen.  

3. Die sofortige Vollziehung der Beschlüsse wird gemäß § 80 Abs. 2 Ziffer 4 Verwal-

tungsgerichtsordnung angeordnet.“ 

Abstimmungsergebnis: 

Einstimmig zugestimmt. 

4.10 Zügigkeitserweiterung der Gesamtschule Rodenkirchen Sürther Straße 
191 in Köln-Rodenkirchen zum Schuljahr 2017/18 nach § 81 Absatz 2 
Schulgesetz Nordrhein-Westfalen 
2329/2016 

Beschluss: 
Der Ausschuss Schule und Weiterbildung empfiehlt dem Rat der Stadt Köln, wie folgt 
zu beschließen:  

1. „Der Rat beschließt gemäß § 81 Absatz 2 Schulgesetz NRW die Zügigkeitserweite-

rung der Gesamtschule Rodenkirchen, Sürther Straße 191 in 50999 Köln-

Rodenkirchen von 6 Zügen auf 8 Züge in der Sekundarstufe I und von 5 Zügen auf 

7 Züge in der Sekundarstufe II zum Schuljahr 2017/18. 

2. Der Rat der Stadt Köln beauftragt die Verwaltung, die erforderlichen Baumaßnah-

men zur dauerhaften Erhöhung der Zügigkeit der Gesamtschule Rodenkirchen (wie 

unter Ziffer 1 beschrieben) kurzfristig vorzusehen, um eine Nutzung ab dem Schul-

jahr 2017/18 zu ermöglichen. 

3. Der Rat beschließt zum Stellenplan 2018 die Zusetzung einer insgesamt 0,8 Stelle 

Schulsekretär/in in der EG 6 TVöD für die Zügigkeitserweiterung an der Gesamt-

schule Rodenkirchen. Die jeweils für die Schuljahre anteiligen Stellenanteile wer-

den verwaltungsintern entsprechend bereitgestellt. Bis zum Inkrafttreten des Stel-

lenplans werden verwaltungsintern Stellenverrechnungen im Rahmen der beste-

henden Möglichkeiten zur Verfügung gestellt. 

4. Der Rat beauftragt die Verwaltung, bei der Bezirksregierung Köln umgehend nach 
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Beschlussfassung einen Antrag zu Beschlusspunkt 1 gemäß § 81 Abs. 3 Schulge-

setz Nordrhein-Westfalen zur Genehmigung des Beschlusses zu stellen.  

5. Die sofortige Vollziehung der Beschlüsse wird gemäß § 80 Abs. 2 Ziffer 4 Verwal-

tungsgerichtsordnung angeordnet.“ 

Abstimmungsergebnis: 

Mehrheitlich gegen die Stimme der Fraktion Die Linke zugestimmt. 

4.11 Zügigkeitserweiterung des Gymnasiums Rodenkirchen Sürther Straße 
55 in Köln-Rodenkirchen bei auslaufender Schließung der Hauptschule 
Ringelnatzstraße 10-12 zum Schuljahr 2017/18 nach § 81 Absatz 2 
Schulgesetz Nordrhein-Westfalen 
2342/2016 

Beschluss: 
Der Ausschuss Schule und Weiterbildung empfiehlt dem Rat der Stadt Köln, wie folgt 
zu beschließen:  

1. „Der Rat beschließt gemäß § 81 Abs. 2 Schulgesetz NRW, die Zügigkeit des Gym-

nasiums Rodenkirchen Sürther Straße 55 in 50996 Köln-Rodenkirchen aufbauend 

ab dem Schuljahr 2017/18 unter Nutzung von Schulraumkapazitäten des benach-

barten Schulstandortes Ringelnatzstraße 10-12 von 5 auf 6 Züge in der Sekundar-

stufe I und ab dem Schuljahr 2022/23 von 7 auf 9 Züge in der Sekundarstufe II zu 

erweitern. Die beiden Standorte befinden sich in unmittelbarer Nachbarschaft, 

sozusagen auf einem „Schulcampus“. 

2. Der Rat beschließt außerdem, vorbehaltlich der Genehmigung des Beschlusspunk-

tes 1 durch die Bezirksregierung Köln, die Hauptschule Ringelnatzstraße 10-12 in 

50996 Köln-Rodenkirchen gemäß 81 Abs. 2 Schulgesetz NRW ab dem 31.07.2017 

auslaufend zu schließen. Im Schuljahr 2017/18 werden erstmalig keine Eingangs-

klassen mehr im 5. Schuljahrgang aufgenommen. 

3. Der Rat der Stadt Köln beauftragt die Verwaltung, in Verhandlungen mit der Stadt 

Wesseling einzutreten, um die Möglichkeit einer Beschulungsvereinbarung für die 

dortige Hauptschule zu prüfen, um so ein mit der Stadtbahnlinie 16 erreichbares 

Hauptschulangebot für Schülerinnen und Schüler aus dem Kölner Süden erschlie-

ßen zu können. 

4. Der Rat beauftragt die Verwaltung, bei der Bezirksregierung Köln umgehend nach 

Beschlussfassung einen Antrag zu den Beschlusspunkten 1 und 2 gemäß § 81 

Abs. 3 Schulgesetz Nordrhein-Westfalen zur Genehmigung des Beschlusses zu 

stellen.  

5. Die sofortige Vollziehung der Beschlüsse wird gemäß § 80 Abs. 2 Ziffer 4 Verwal-

tungsgerichtsordnung angeordnet.“ 

Abstimmungsergebnis: 

Einstimmig zugestimmt. 
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4.12 Ausbau der Angebote "Integrationskurse" und "Berufsbezogene 
Deutschsprachförderung" durch das vom Bund aufgelegte neue "Ge-
samtprogramm Sprache (GPS)" für Menschen mit Migrationshintergrund 
und Flüchtlinge 
2527/2016 

Beschluss: 

Der Ausschuss Schule und Weiterbildung empfiehlt dem Rat der Stadt Köln, wie folgt 
zu beschließen:  

"Die Verwaltung wird beauftragt, in Fortsetzung verschiedener Ratsbeschlüsse der 
vergangenen Jahre das von den Bundesministerien für Arbeit und Soziales (BMAS) 
sowie des Inneren (BMI) neu entwickelte Gesamtprogramm Sprache (GPS) umzuset-
zen. Das Programm umfasst zukünftig sowohl die jetzigen Integrationskurse als auch 
die berufsfördernden Deutschsprachkurse und stellt für die Volkshochschule einen 
weiteren erheblichen Ausbau des Sprachförderangebots dar. 

Das GPS startete bundesweit bereits am 01.07.2016 parallel zu dem aktuell laufenden 
und aus Mitteln des Europäischen Sozialfonds (ESF) finanzierten Programm „Berufs-
bezogene Sprachförderung“. Die „Berufsbezogene Sprachförderung“ wird ab 
01.07.2018 vollständig als Regelinstrument in das GPS integriert. Die für die ESF-
Maßnahmen befristet bis 31.12.2018 bereitgestellten Stellen werden bis zum 
30.06.2018 besetzt (Stellenabsetzung erfolgt zum Stellenplan 2019). 

Der Rat beschließt unter Berücksichtigung eines erforderlichen Vorlaufs zur Sicher-
stellung der Rahmenbedingungen für die Umsetzung des GPS ab 01.01.2017 die Ein-
richtung folgender zusätzlicher drittmittelfinanzierter Planstellen zum Stellenplan 2018: 

a) für den Bereich der Integrationskurse zusätzlich zu den vorhandenen Planstellen: 

Zeitraum ab 01.01.2017 (unbefristet)  

1,0 pädagogischer Mitarbeiter VGr. II, FGr. 1a BAT (EG 13 TVöD) 

0,5 Stelle VA VGr. III/II, FGr. 1a BAT (EG 12 TVöD)  

1,5 Stelle VA VGr. Vc, FGr. 1a BAT (EG 8 TVöD) 

1,0 Stelle VA VGr. VI b, FGr. 1a BAT (EG 6 TVöD) 

b) für den Bereich der Berufsbezogenen Sprachförderung: 

ab 01.01.2017 (unbefristet zusätzlich parallel zu den ESF-Kursen) 

1,0 Stellen pädagogischer Mitarbeiter, VGr. II, FGr. 1a BAT (EG 13 TVöD)  

1,0 Stelle VA VGr. III/II, FGr.1a BAT (EG 12 TVöD)  

1,0 Stellen Sozialarbeiter/-pädagoge (EG S 11 b TVöD)  

1,0 Stelle VA VGr. V c, FGr.1a BAT (EG 8 TVöD)  

1,0 Stelle VA VGr. VI b, FGr. 1a BAT (EG 6 TVöD) 

Aufgaben im Rahmen der Hutträgerschaft (befristet bis 31.12.2019):  

1,00 Stelle VA VGr. VI b, FGr. 1a BAT (EG 6 TVöD)  

für den Bereich der Hausverwaltung ab 01.01.2018  
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0,5 Stelle Hilfshausmeister VA VGr. VII FGr. 1a BAT (EG 5 TVöD) 

Da eine Stellenbesetzung ab 01.01.2017 erforderlich ist, werden bis zum Inkrafttreten 
des Stellenplanes 2018 verwaltungsintern Verrechnungsstellen bereitgestellt. Die 
Verwaltung wird beauftragt, eine umgehende Besetzung der Stellen zu ermöglichen. 
Für die Dauer der Hutträgerschaft werden die entsprechenden Stellen nach Bedarf 
besetzt.  

ab 01.07.2018 (nach Auslaufen der ESF-Kurse) unbefristet  

1,5 Stellen pädagogischer Mitarbeiter, VGr. II, FGr. 1a BAT (EG 13 TVöD)  

0,5 Stelle VA VGr. III/II, FGr.1a BAT (EG 12 TVöD) 

2,0 Stellen Sozialarbeiter/-pädagoge (EG S 11 b TVöD) 

0,75 Stellen VA, VGr. Vc BAT, FGr. 1a BAT (EG 8 TVöD)  

2,0 Stellen VA VGr. VI b, FGr. 1a BAT (EG 6 TVöD) 

Aufgaben im Rahmen der Hutträgerschaft (befristet bis 31.12.2019): 

0,5 Stellen VA VGr. VI b, FGr. 1a BAT (EG 6 TVöD)  

Der Höchstförderbetrag richtet sich nach den Vorgaben des Bundesamtes für Migrati-
on und Flüchtlinge (BAMF).  

In Folge der Umsetzung des GPS beschließt der Rat die überplanmäßige Mittelbereit-
stellung im Teilergebnisplan 0414, Volkshochschule, in 2017 bei  

Teilplanzeile 11, Personalaufwendungen, von 629.350,00 € 

Teilplanzeile 13, Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 
von 

1.014.547,79 € 

Teilplanzeile 14, Bilanzielle Abschreibungen, von 24.998,19 € 

Teilplanzeile 16 Sonstige ordentl. Aufwendungen, von 283.420,00 € 

 Mehrbedarf gesamt 1.952.315,98 € 

Die Deckung des Mehrbedarfs erfolgt im selben Teilergebnisplan durch Mehrerträge 
in Teilplanzeile 2, Zuwendungen und allg. Umlagen, durch Zuwendungen des Bundes 
von 1.951.632,40 € sowie Wenigeraufwendungen bei Teilplanzeile 16, Sonstige  
ordentl. Aufwendungen, von 683,58 €.  

Zur Ausstattung der notwendigen Arbeitsplätze und der Seminarräume beschließt der 
Rat weiterhin für 2017 die überplanmäßige Bereitstellung von investiver Auszahlungs-
ermächtigung im Teilfinanzplan 0414, Volkhochschule, Teilplanzeile 9, Auszahlung für 
den Erwerb v. beweglichem Anlagevermögen, von 172.443,91 € bei Finanzstelle 
0000-0414-0-0001, Beschaffung bewegliches Anlagevermögen. Die Deckung erfolgt 
durch Wenigerauszahlungen in entsprechender Höhe im Teilfinanzplan 0301, Schul-
trägeraufgaben, Zeile 9, Auszahlung für Erwerb von beweglichem Anlagevermögen, 
Finanzstelle 4016-0301-0-4500, Fachraumeinrichtung. 

Die zur Fortführung des Programms benötigten Aufwendungen und Erträge bzw. in-
vestive Auszahlungsermächtigungen werden bei der Aufstellung des Haushaltsplans 
2018 entsprechend berücksichtigt.“ 

Abstimmungsergebnis: 

Einstimmig zugestimmt. 
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4.13 Schulrechtliche Errichtung des Gymnasiums Zusestraße/ Kölner Straße 
in Lövenich 
2347/2016 

Beschluss: 

Der Ausschuss Schule und Weiterbildung empfiehlt dem Rat der Stadt Köln, wie folgt 

zu beschließen:  

1. „Aufbauend auf seinem Grundsatzbeschluss vom 12.05.2015 (Session 1033/2015) 

zur Aufnahme der Planung eines Neubaus mit 3-fach Turnhalle für ein städtisches 

Gymnasium mit 3 Zügen in der Sekundarstufe I und 5 Zügen in der Sekundarstufe 

II an der Zusestraße/ Kölner Straße in Lövenich beschließt der Rat der Stadt Köln 

den zeitnahen Start der neuen Schule am Interimsstandort Neue Sandkaul in be-

fristet anzumietenden Räumlichkeiten der privaten Internationalen Friedensschule 

(schulrechtliche Errichtung des Gymnasiums zum Schuljahr 2017/18) gemäß § 81 

Abs. 2 Schulgesetz Nordrhein-Westfalen. Die Schule startet mit der Jahrgangsstufe 

5 und baut jahrgangsweise auf. Nach Fertigstellung des Neubaus Zusestraße zieht 

die Schule von ihrem Interimsstandort dorthin um. 

2. Der Rat beschließt zum Stellenplan 2018 die Zusetzung einer insgesamt 1,4 Stelle 

Schulsekretär/in in der EG 5 TVöD für das neue Gymnasium in Lövenich. Die je-

weils für die Schuljahre anteiligen Stellenanteile werden verwaltungsintern entspre-

chend bereitgestellt. Bis zum Inkrafttreten des Stellenplans werden verwaltungsin-

tern Stellenverrechnungen im Rahmen der bestehenden Möglichkeiten zur Verfü-

gung gestellt. 

3. Der Rat beschließt zum Stellenplan 2020 die Zusetzung einer 1,0 Stelle Schul-

hausmeister/in in der EG 6 TVöD + VG für das neue Schulgebäude mit der Option 

einer Anpassung der Bewertung, sofern neue Erkenntnisse dies erfordern. Sollte 

der Stellenplan 2020 zum Zeitpunkt der notwenigen Stelleneinrichtung noch nicht in 

Kraft getreten sein, werden verwaltungsintern Stellenverrechnungen im Rahmen 

der bestehenden Möglichkeiten zur Verfügung gestellt. 

4. Der Rat beauftragt die Verwaltung, alle erforderlichen Finanzmittel (ggf. Personal- 

und/oder Sachkosten) für die Errichtung und Inbetriebnahme des Gymnasiums am 

Interimsstandort Neue Sandkaul, ab Errichtung des Gymnasiums zum Schuljahr 

2017/18 und für die Errichtung und Inbetriebnahme des Neubaus auf dem Grund-

stück Zusestraße / Kölner Straße frühestens ab dem Haushaltsjahr 2020 gemäß 

den Ausführungen in der Begründung im Teilergebnisplan 0301, Schulträgeraufga-

ben, bereitzustellen.  

5. Der Rat beauftragt die Verwaltung, bei der Bezirksregierung Köln umgehend nach 

Beschlussfassung einen Antrag gemäß § 81 Abs. 3 Schulgesetz Nordrhein-

Westfalen zur Genehmigung der Schule zu stellen. 

6. Die sofortige Vollziehung dieses Beschlusses wird gemäß § 80 Abs. 2 Ziffer 4 Ver-

waltungsgerichtsordnung im öffentlichen Interesse angeordnet.“ 

Abstimmungsergebnis: 

Einstimmig zugestimmt. 
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